
 

 

 

 

 

Gemeinsame Pressemitteilung 

 

Außerordentliche Mitgliederversammlung des GKV-Spitzenverbandes 

 

Krankenkassenverbände appellieren eindringlich an Politik:  

Verwaltungsrat des GKV-SV muss weiterhin durch ehrenamtliche Vertreterinnen und 

Vertreter der Versicherten und Arbeitgeber besetzt bleiben 

 

 

Berlin, 26. September 2019 

 

Anlässlich der außerordentlichen Mitgliederversammlung des GKV-Spitzenverbandes 

(GKV-SV) am 26. September 2019 in Berlin, fordern die oben genannten 

Kassenartenverbände die Mitglieder des Deutschen Bundestages dazu auf, 

Maßnahmen die zu einer weiteren Schwächung der Sozialen Selbstverwaltung 

führen, abzulehnen. Dies gilt insbesondere für die im Referentenentwurf des „Faire-

Kassen-Wahl-Gesetz“ (GKV-FKG) vorgesehene Regelung, ehrenamtliche 

Vertreterinnen und Vertreter der Versicherten und Arbeitgeber im Verwaltungsrat 

des GKV-SV durch hauptamtliche Vorstandsmitglieder zu ersetzen. Dies würde eine 

Abschaffung der Sozialen Selbstverwaltung in der gesetzlichen Krankenversicherung 

auf Bundesebene bedeuten.  

 

Die Kassenartenverbände unterstreichen noch einmal die grundsätzliche Bedeutung 

der Sozialen Selbstverwaltung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Durch 

die Soziale Selbstverwaltung wirken Versicherte und Arbeitgeber direkt an wichtigen 

Entscheidungsprozessen im GKV-SV mit. Das ist gelebte Mitbestimmung und 

Demokratie. Mehr noch: Sie sind ein Garant dafür, dass dessen Beschlüsse 

gesellschaftlich akzeptiert, praxistauglich und ökonomisch vertretbar sind. Die 

Soziale Selbstverwaltung agiert dabei parteipolitisch unabhängig und trägt 

wesentlich zur Stabilität der sozialen Sicherungssysteme bei. Die Schwächung oder 

sogar Entfernung der ehrenamtlich aktiven Selbstverwalter aus dem zentralen GKV-

SV-Entscheidungsgremium hätte zudem gravierende Folgen für die demokratische 

Legitimation weiterer wichtiger Institutionen des Gesundheitssystems, wie dem 

Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA), das Institut für Qualität und 

Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG), das Institut für Qualität und 

Transparenz im Gesundheitswesen (IQTIG), den Medizinischen Dienst des 

Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen (MDS) sowie die gematik. Die 

Kassenartenverbände fordern daher die Bundesregierung ausdrücklich auf, die 

gemeinsame und die Soziale Selbstverwaltung weiter zu stärken, wie es im 

Koalitionsvertrag vereinbart wurde.  
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Federführend für die Veröffentlichung: 
Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin 
Ansprechpartnerin: Michaela Gottfried, Tel: 030/26931-1200 

E-Mail: michaela.gottfried@vdek.com 

Pressekontakte: 

Michaela Gottfried, Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) 

Tel.: 030/26931-1200, E-Mail: michaela.gottfried@vdek.com 

 

Dr. Kai Behrens, AOK-Bundesverband 

Tel.: 030/34646-2309, E-Mail: kai.behrens@bv.aok.de 

 

Andrea Röder, BKK Dachverband e. V.  

Tel.: 030/2700406-302, E-Mail: andrea.roeder@bkk-dv.de 

 

Iris Kampf, IKK e. V. 

Tel.: 030/202491-32, E-Mail: iris.kampf@ikkev.de 

 

Dr. Wolfgang Buschfort, KNAPPSCHAFT 

Tel.: 0234/304-82050, E-Mail: wolfgang.buschfort@kbs.de 

 

Martina Opfermann-Kersten, Sozialversicherung für Landwirtschaft, 

Forsten und Gartenbau 

Tel.: 0561/785-16183, E-Mail: kommunikation@svlfg.de 
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